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Rechtsprechung
Arbeitsrecht
§ 117 Abs. 2 Buchst, e AGB.

Das gesellschaftliche Erfordernis für einen Betriebswechsel 
während des Planjahrs läßt sich grundsätzlich nicht aus 
einem Vergleich der Qualifikationsanforderungen und der 
Dauer der Ausübung der bisherigen und der neu bzw. er­
neut aufgenommenen Tätigkeit desjenigen Werktätigen 
herleiten, der anteilige Jahresendprämie beansprucht.

OG, Urteil vom 30. März 1979 - OAK 3/79.

Der Kläger hat sich nach Abschluß einer Lehre als Maschi­
nenschlosser weiter als Krankenpfleger qualifiziert und 
war nach Beendigung der Ausbildung an einer medizini­
schen Schule als medizinischer Assistent tätig. Von 1972 bis 
zum 31. Mai 1977 arbeitete er beim verklagten Betrieb als 
Schlosser. Dieses Arbeitsrechtsverhältnis beendete er durch 
Kündigung. Seit dem 1. Juni 1977 ist er als medizinischer 
Assistent in einer Betriebspoliklinik tätig.

Der Kläger hat den verklagten Betrieb um Zahlung an­
teiliger Jahresendprämie gebeten, weil sein Ausscheiden 
aus dem Betrieb aus gesundheitlichen Gründen notwendig 
geworden sei. Außerdem sei zur Gewährleistung einer 
regelmäßigen arbeitsmedizinischen Betreuung der Werk­
tätigen sein Einsatz in der Betriebspoliklinik ab 1. Juni 
1977 unbedingt notwendig gewesen.

Da der verklagte Betrieb die Zahlung der anteiligen 
Jahresendprämie ablehnte, wandte sich der Kläger an die 
Konfliktkommission. Diese wies seine Forderung ab, weil 
sein Vorbringen nicht geeignet sei, den Betriebswechsel 
während des Planjahrs zu rechtfertigen. Vielmehr seien 
durch sein unvorhergesehenes Ausscheiden Störungen im 
Arbeitsablauf entstanden.

Die vom Kläger erhobene Klage hat das Kreisgericht 
als unbegründet abgewiesen. Es ging davon aus, daß für 
den Kläger keine aus seinem Gesundheitszustand herzu­
leitende Notwendigkeit bestanden habe, den Betrieb wäh­
rend des Planjahrs zu wechseln. Auch für die Arbeits­
aufnahme in der Betriebspoliklinik am 1. Juni 1977 habe 
kein gesellschaftliches Erfordernis bestanden. Der Bezirks­
arzt habe vielmehr in seiner Stellungnahme zum Ausdruck 
gebracht, daß der Kläger auch noch mit Beginn des Jah­
res 1978 hätte eingesetzt werden können.

Auf die Berufung des Klägers hob das Bezirksgericht 
das Urteil des Kreisgerichts auf und verpflichtete den Ver­
klagten, an den Kläger anteilige Jahresendprämie zu zah­
len. Es ging davon aus, daß der Kläger durch seine um­
fangreiche Praxis und langjährige Ausbildung im Gesund­
heitswesen einen Qualifikationsstand erreicht habe, den 
er in seinem erlernten Beruf als Maschinenschlosser nicht 
besitze. Als medizinischer Assistent verfüge er über mehr 
Kenntnisse und Fähigkeiten. Deren Nutzung liege im ge­
sellschaftlichen Interesse, so daß der Betriebswechsel des 
Klägers während des Planjahrs notwendig und gesell­
schaftlich gerechtfertigt gewesen sei.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Im vorliegenden Verfahren geht es nicht um die vom Klä­
ger aufgeworfene Frage, ob seine Tätigkeit als medizini­
scher Assistent gesellschaftlich notwendig und nützlich ist. 
Das ist ohne Zweifel der Fall, wie auch die vorangegangene 
Tätigkeit als Schlosser in gleichem Maße gesellschaftlich 
notwendig und nützlich war. Vielmehr ging es darum, zu 
prüfen, ob für den Betriebswechsel des Klägers während 
des Planjahrs ein gesellschaftliches Erfordernis gegeben 
war.

Dazu hat das Oberste Gericht wiederholt ausgeführt, 
daß ein Betriebswechsel während des Planjahrs nicht be­
reits dann als gesellschaftlich erforderlich angesehen wer­

den kann, wenn der Werktätige darauf verweist, er könne 
im neuen Betrieb seine Kenntnisse und Erfahrungen wirk­
samer anwenden. Diese Auffassung entspricht voll dem 
auch mit dem AGB verfolgten Anliegen, bei der Beurtei­
lung des Betriebswechsels während des Planjahrs strenge 
Maßstäbe anzulegen, und nur in gesellschaftlich gerecht­
fertigten Ausnahmefällen anteilige Jahresendprämie zu ge­
währen, wenn die Tätigkeit nicht während des ganzen 
Planjahrs ausgeübt wurde. Davon hätte sich auch das Be­
zirksgericht bei seiner Prüfung leiten lassen müssen. Hierzu 
hätten, wie das gleichfalls in der Rechtsprechung des Ober­
sten Gerichts zum Ausdruck gebracht worden ist, die per­
sönlichen Interessen, die betrieblichen Verhältnisse und 
auch die überbetrieblichen Auswirkungen untersucht wer­
den müssen.

In 3er ungenügenden Wertung und im nicht ausreichen­
den Abwägen dieser Umstände liegt der wesentliche Man­
gel der Entscheidung des Bezirksgerichts über den An­
spruch des Klägers auf anteilige Jahresendprämie. Bereits 
im Verfahren vor dem Kreisgericht war nämlich klarge­
stellt worden, daß der Betriebswechsel des Klägers weder 
aus gesundheitlichen Gründen sofort geboten noch im Zu­
sammenhang mit der Arbeitskräftesituation in der Be­
triebspoliklinik während des Planjahrs notwendig gewesen 
war. In erster Linie ging es um den persönlichen Wunsch 
des Klägers, wieder in dem Beruf zu arbeiten, in dem er 
über eine längere Ausbildung und Praxis verfügt, in dem er 
aber aus in seiner Person liegenden Gründen zeitweilig 
nicht tätig sein konnte. Im Kassationsantrag wird zutref­
fend zum Ausdruck gebracht, daß der Kläger diesen durch­
aus verständlichen und durch Entgegenkommen der Ge­
sellschaft zu verwirklichenden Wunsch durch einen Be­
triebswechsel auch am Ende des Planjahrs hätte realisie­
ren können. Ihm wäre dadurch der Anspruch auf die Jah­
resendprämie erhalten geblieben.

Wenn der Kläger — seinen persönlichen Interessen fol­
gend — den Betriebswechsel bereits während des Planjahrs 
vornahm, muß er sich entgegenhalten lassen, daß hier­
für ein gesellschaftliches Erfordernis nicht zu bejahen ist. 
Gemäß § 117 Abs. 2 AGB besteht in solchen Fällen kein An­
spruch auf anteilige Jahresendprämie. -Bei richtiger recht­
licher Würdigung hätte das Bezirksgericht folglich die Be­
rufung des Klägers gegen das Urteil des Kreisgerichts als 
unbegründet abweisen müssen.

§§ 40, 41 AGB.

Ein Einstellnngsgespräch zur Vorbereitung eines Arbeits­
vertrags begründet noch kein Arbeitsrechtsverhältnis, wenn 
über den wesentlichen Inhalt des beabsichtigten Vertrags 
(Arbeitsaufgabe, Arbeitsort, Tag der Arbeitsaufnahme) 
keine Vereinbarungen getroffen wurden.

Beschluß der Konfliktkommission des Bahnbetriebswerkes 
R. vom 21. März 1979.

Die Antragstellerin hatte sich beim Antragsgegner um eine 
Beschäftigung als Sportstättenhelfer beworben. Am 25. Ja­
nuar 1979 fand ein Gespräch zwischen der Antragstellerin 
und Vertretern des Antragsgegners statt, das der Vorbe­
reitung eines evtl, abzuschließenden Arbeitsvertrages die­
nen sollte.

Nach der ärztlichen Einstellungsuntersuchung wurde 
der Antragstellerin am 9. Februar 1979 mitgeteilt, daß ein 
Arbeitsvertrag mit ihr nicht abgeschlossen werden könne, 
da sie für die vorgesehene Arbeit nicht geeignet sei.

Die Antragstellerin hat bei der Konfliktkommission be­
antragt festzustellen, daß mit dem Gespräch am 25. Januar 
1979 ein mündlicher Arbeitsvertrag zustande gekommen 
sei.

Der Antrag hatte keinen Erfolg.


